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Der Angriff auf den Anlage-Perimeter 
 
Der Anlage-Perimeter ist der Radius rund um eine Antenne, in welchem keine weiteren mehr be-
willigt werden dürfen. Es sei denn, alle innerhalb dieses Perimeters stehenden Antennen würden 
für die Grenzwerteinhaltung rechnerisch als EINE Anlage zusammengefasst. Dieser Radius wird 
Anlage-Perimeter genannt und entspricht einem Zehntel des Einspracheradius. Der Einsprache-
radius berechtigt alle, die innerhalb dieses Kreises wohnen oder arbeiten, Einsprachen und 
Beschwerden gegen ein Antennenprojekt zu führen.  
 
Der Einspracheradius wird anhand der Sendeleistung in demjenigen 90°-Kr eissektor erfasst, in 
welchem die höchste kumulierte Sendeleistung in Watt ERP abgestrahlt wird. Jetzt wir die Dis-
tanz berechnet, innerhalb welcher der Strahlungswert, je nach Frequenzlage, 900 - 1800 oder 
gemischt, der Anlagegrenzwert von 0.4V/m – 0.6V/m oder 0,5V/m erreicht wird. Dann wird der 
Zirkel gesteckt und ein Kreis gezogen. Der Einspracheradius und der Anlage-Perimeter gelten 
auch für diejenigen Kreissektoren, in welche weniger Leistung abgestrahlt wird. 
Diese Regelung gilt seit Ende Juni 2002, als das damalige BUWAL (heute BAFU) eine Vollzugs-
empfehlung zur NISV veröffentlichte. Diese Regelung wurde vom Bundesgericht unterdessen 
auch mehrmals bestätigt.  
Wichtig zu wissen ist, dass nur innerhalb des Anlageperimeters alle Antennen gemeinsam den 
Anlagegrenzwert von 4, 5, oder 6V/m einhalten müssen und ausserhalb dieses Perimeters nur 
noch jeder Anbieter für sich allein.  
 
Dieser Anlage-Perimeter (1/10 vom Einspracheradius) kommt den Mobilfunkbetreibern, jetzt wo 
sie nur noch äusserst selten einen Hausbesitzer zu einem Mietvertrag überreden können, je län-
ger je mehr in die Quere. Hausbesitzer, welche den Beteuerungen der Mobilfunkbetreiber noch 
Glauben schenken, dass Antennenstrahlung  harmlos sei, sind äusserst rar geworden. Deshalb 
möchte man jetzt ganze Dachlandschaften, wo der Antennenbau noch möglich ist, mit Anlagen 
vollstopfen. Das sind dann meistens Orte, wo die Besitzer selber nicht wohnen.  
 
Auch den Gemeinden, die eine Planung von Antennenstandorten selbst an die Hand nehmen 
wollen, kommt der Anlage-Perimeter vielfach ungelegen. Denn laut Bundesgericht und dessen 
“Einflüsterer“ Dr. Benjamin Wittwer, sei nur eine Kombination von Negativ- und Positivplanung 
zulässig und keinesfalls eine generelle Einschränkung des Antennenbaus. Was Wittwer unter 
dieser Kombination von Negativ- und Positivplanung versteht, erläuterte er an der sogenannten 
Fachtagung vom 24.1.2008 im Hotel Banana (welch sinniger Name) in Winterthur. Die Gemein-
den könnten privilegierte Wohnlagen mit gehobenen Ansprüchen tatsächlich vor Antennenbauten 
schützen, wenn sie im Gegenzug weniger privilegierte Quartiere, wie gemischte Wohn/Gewer-
bezonen oder Arbeitersiedlungen (mit Vorliebe Fremdarbeiterquartiere, meinte ein Gemeindeprä-
sident sarkastisch in der Diskussion) für den Bau von Antennen freigeben würden. Selbstver-
ständlich müssten in diesem Fall die privilegierten Wohnquartiere von den Unterprivilegierten aus 
genügend bestrahlt werden können, meinte Wittwer.       Siehe unter http://www.gigaherz.ch/1269  
 
Voilà, da haben wir den Grund, weshalb Mobilfunkbetreiber und ihre Lobbyisten am Bundesge-
richt den Anlageperimeter abschaffen oder zumindest verengen wollen. In erster Linie also dazu, 
dass kommende Antennen noch mehr in unterprivilegierten Wohnlagen verbannt werden können 
als bisher.  
Die in dieser Hinsicht revidierte NISV (Verordnung über nichtionisierende Strahlung), soll in der 
zweiten Jahreshälfte 2008 in die Vernehmlassung (öffentliche Anhörung) geschickt werden. Und 
anschliessend wird der Bundesrat entscheiden. Gigaherz wird sich in diese Diskussion ebenfalls 
lautstark einklinken.  
 
 
 



 3

 

Urkundenfälschung für die Euro-08? 
 
Eine, von der Bausektion der Stadt Zürich ausgestellte Baubewilligung vom 5.12.2006, enthielt 
lediglich folgende Dienste:  
Radio digital 230 MHz, 600Watt ERP; Radio analog 108MHz, 1x400Watt ERP + 2x500Watt ERP; 
TV digital 862MHz 1x1000Watt ERP, Sendeleistung total 3000Watt ERP. Von DVB-H (Handy-
fernsehen) stand da nichts.  
 
Ungefähr ab Ende April 2008 tauchten im Gigaherz-Internetforum die ersten hämischen Kom-
mentare von Handy-Freaks auf, die schadenfreudig über den Bau und die Inbetriebnahme des 
Handy-TV-Senders auf dem Zürichberg, trotz mehreren Einsprachen, berichteten.  
Da man sich von Swisscom, einem ehemaligen Staatsbetrieb, solch illegales Verhalten nicht ge-
wohnt war, schenkte man anfänglich weder bei Gigaherz, noch bei den Anwohnern diesen 
Meldungen allzu grosse Beachtung. Erst als Anfang Mai das BAKOM (Bundesamt für Kommu-
nikation) auf seiner Internetseite htttp://www.funksender.ch auf dem Zürichberg einen Testbetrieb 
für DVB-H (H-wie Handyfernsehen) und eine 4-mal höhere Sendeleistung von neu 12000Watt 
ERP publizierte, wurde man hellhörig.  
 
Mit eingeschriebenen Briefen verlangten sowohl die Anwohner, wie auch Gigaherz ein sofortiges 
Benützungsverbot und die Einstellung des illegalen Sendebetriebes.  
Demjenigen Anwohner, dessen Reklamation zuerst bei der Bausektion der Stadt Zürich eintraf, 
wurde mit Schreiben vom 8.5.2008 erklärt, es habe sich in der Baubewilligung vom Dezember 
2006 um ein redaktionelles Versehen gehandelt, denn es hätte damals schon von zusätzlichen 
10‘000Watt ERP für das Handyfernsehen (DVB-H) die Rede sein müssen.  
Später eingetroffenen Reklamationen, auch derjenigen von Gigaherz, wurden am 13. Mai nicht 
mehr mit “redaktionellem Versehen“ herausgeredet, sondern es wurde einfach die Baubewilli-
gung vom Dezember 2006 beigelegt, in welcher am 8.Mai 2008 schlicht und einfach nachträglich 
weitere 10‘000Watt ERP Sendeleistung für DVB-H eingefügt worden waren.  
Ein vielleicht etwas ungeschickter Beamter hat in seiner Ordnungsliebe sogar noch den Datum-
stempel der Änderung (8.5.2008) säuberlich hinzugefügt. Dies, nachdem die Hochrüstung und 
die Inbetriebnahme auf dem Zürichberg bereits erfolgt waren. Ordnung muss schliesslich sein…  
Der Eintrag von den zusätzlichen 10‘000Watt ERP fiel um so mehr auf, weil dieser unter der fal-
schen Frequenz von 826MHz erfolgte. Hier hatte es noch schön Platz am Ende der Zeile. Diese 
Frequenz ist jedoch nicht für das Handyfernsehen DVB-H vorgesehen. Hier werden Frequenzen 
zwischen 490 und 626MHz belegt. 
 
Die Erklärung mit dem “redaktionellen Versehen“ ist deshalb vollkommen unglaubwürdig und un-
akzeptabel. Wären damals schon im Bauentscheid vom 12.2006 bereits 10‘000Watt ERP für das 
Handyfernsehen (DVB-H) vorgesehen gewesen, wären die Anwohner zweifellos schon damals 
an die Baurekurskommission, sowie an Gigaherz gelangt. Und wären im Bauentscheid vom 12. 
2006 bereits 10‘000Watt ERP für das Handyfernsehen DVB-H vorgesehen gewesen, hätte die 
Swisscom im September 2007 gar kein neues Baugesuch mit einer gesamten Sendeleistung von  
13‘000Watt  ERP eingeben müssen.  
 
Gigaherz möchte seiner Empörung darüber Ausdruck geben, dass eine Baubehörde einen Bau-
entscheid nach 18 Monaten einfach abändert und mit zusätzlichen 10‘000Watt Sendeleistung 
versieht. Das grenzt unseres Erachtens an Urkundenfälschung. Deshalb schrieb Gigaherz am 
21.5.2008 an die Bausektion und die Baurekurskommission des Kantons Zürich:  
Aus diesem Grund halten wir an unserem Rechtsbegehren vom 3.5.08 fest und verlangen:  
Die widerrechtlich erstellten Installationen zur Verbreitung der DVB-H-Programme auf dem Zü-
richberg seien per sofort mit einem Benützungsverbot zu belegen und der Sendebetrieb sei 
unverzüglich einzustellen.  
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Fast wie selbstverständlich hat man in den Zürcher Amtsstuben auf dieses Schreiben nicht ent-
sprechend reagiert und die Euro 08 glatt verstreichen lassen. Eine Strafanzeige durch Gigaherz 
wegen Urkundenfälschung bei der Zürcher Staatsanwaltschaft scheint unausweichlich. 
 
 

Die Benutzung eines Mobiltelefons während der Schwangerschaft kann 
Ihr Baby ernsthaft gefährden 
 
Von Geoffrey Lean, Umweltredaktor, Sonntag, 18. Mai 2008  
Übersetzt durch Bürgerwelle Schweiz, http://www.buergerwelle-schweiz.org/  
 
Eine sehr grosse Studie, in der mehr als 13'000 Kinder erfasst wurden, ergab, dass nur schon die 
täglich zwei- bis dreimalige Benutzung des Handys ausreichte, um für das Baby das Risiko der 
Entwicklung von Hyperaktivität, Verhaltensproblemen, Schwierigkeiten im Umgang mit Gefühlen 
und von Beziehungsschwierigkeiten beim Erreichen des Schulalters zu erhöhen. Die Wahr-
scheinlichkeit dafür war sogar noch grösser, wenn die Kinder vor dem Alter von sieben Jahren 
selber ein Mobiltelefon benutzten.  
 
Die Top-Wissenschaftler, die diese Studie – die erste ihrer Art – durchführten, waren vom Ergeb-
nis überrascht. Doch sie schlossen sich den an Schwangere und Kinder gerichteten Warnungen 
der russischen Strahlungs-Überwachungsorganisation an, welche glaubt, dass die dadurch ver-
ursachte Gefahr “nicht viel geringer ist, als das Risiko für die Gesundheit des werdenden Kindes 
durch Tabak- und Alkoholkonsum“.  
Die, an der Universität von Kalifornien in Los Angeles (UCLA) und an der Universität Aarhus, Dä-
nemark durchgeführte Studie, soll in der Juli-Ausgabe der Fachzeitschrift Epidemiology veröffent-
licht werden. Sie erhält dadurch besonderes Gewicht, dass einer ihrer Autoren bislang skeptisch 
war, ob Mobiltelefone ein Gesundheitsrisiko darstellen. Die UCLA-Professorin Leeka Kheifets – 
Mitglied in einem zentralen Komitee der ICNIRP (Internationale Kommission zum Schutz vor 
nichtionisierender Strahlung), der Organisation, die Richtlinien zur Strahlungsexposition infolge 
Mobiltelefonen herausgibt – hatte noch vor dreieinhalb Jahren geschrieben, dass die Ergebnisse 
von Studien an Personen, die solche benutzen, “bisher keinen konsistenten Beweis für einen 
Kausalzusammenhang zwischen der Exposition durch hochfrequente Felder und einer gesund-
heitsschädigenden Wirkung liefern“.  
 
Die Wissenschaftler befragten die Mütter von 13'159 Kindern, die in Dänemark in den späten 
Neunzigerjahren geboren wurden, über ihre Benutzung des Mobiltelefons während der Schwan-
gerschaft sowie über dessen Benutzung durch die Kinder selber und über deren Verhalten bis 
zum Alter von sieben Jahren. Da die Geburten noch in die Zeit vor der allgemeinen Verbreitung 
des Mobiltelefons fielen, hatte etwa die Hälfte der Mütter ein solches nur selten oder gar nie be-
nutzt, wodurch ein Vergleich überhaupt erst möglich wurde.  
Sie fanden heraus, dass die “Mobiltelefone benützenden Mütter“, mit einer um 54% erhöhten 
Wahrscheinlichkeit Kinder mit Verhaltensproblemen hatten und dass diese Wahrscheinlichkeit 
mit der Höhe der möglichen Strahlungsexposition anstieg. Wenn die Kinder später ebenfalls das 
Mobiltelefon benutzten, war die Wahrscheinlichkeit, dass sie unter Verhaltensschwierigkeiten 
litten, sogar um 80% erhöht. Um 25% stieg das Risiko emotionaler Störungen, um 34% dasjenige 
von Beziehungsproblemen unter Gleichaltrigen, um 35% das Risiko von Hyperaktivität und um 
49% dasjenige von Verhaltensauffälligkeit.  
 
Die Wissenschaftler sagen, die Ergebnisse seien „unerwartet“ und sie wüssten von keinem biolo-
gischen Mechanismus, der sie verursachen könnte. Doch als sie diese Ergebnisse mit anderen 
Ursachen, wie Rauchen während der Schwangerschaft, psychiatriebezogener Familiengeschich-
te oder sozioökonomischer Stellung zu erklären versuchten, wurde der Zusammenhang mit der 
Mobiltelefonbenutzung, statt zu verschwinden, sogar noch deutlicher.  
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Sie fügen hinzu, es könne andere mögliche Erklärungen geben, die sie nicht untersucht hätten – 
wie zum Beispiel diejenige, dass häufig mobil telefonierende Mütter ihren Kindern vielleicht 
weniger Aufmerksamkeit schenken – und heben hervor, dass die Ergebnisse “mit Vorsicht inter-
pretiert“ und mittels weiterer Forschung überprüft werden sollten. Aber sie bemerken abschlies-
send, dass “wenn sie der Wirklichkeit entsprächen, dann hätten sie bedeutende Auswirkungen 
auf das öffentliche Gesundheitswesen“.  
 
Professor Sam Milham, von der erstklassigen Mount Sinai School of Medicine in New York und 
der Abteilung für Öffentliches Gesundheitswesen an der University of Washington – einer der 
Pioniere auf diesem Forschungsgebiet – sagte in der vergangenen Woche, er zweifle nicht da-
ran, dass die Ergebnisse der Wirklichkeit entsprächen. Er wies darauf hin, dass eine neue 
kanadische Studie mit trächtigen Ratten, die einer ähnlichen Strahlung ausgesetzt wurden, struk-
turelle Veränderungen in den Gehirnen der Nachkommen gefunden hatte.  
 
Das russische Komitee zum Schutz vor nichtionisierender Strahlung (RNCNIRP) sagt, dass die 
Mobiltelefonbenutzung durch Schwangere und Kinder „begrenzt“ werden sollte. Es schliesst da-
mit, dass Kinder, die mit dem Handy telefonieren, kurzfristig vermehrt an “Gedächtnisstörungen, 
verminderter Aufmerksamkeit, verringerter Lern- und Wahrnehmungsfähigkeit und erhöhter 
Reizbarkeit“ leiden und dass die langfristigen Auswirkungen “Depressivität und Degeneration der 
Nervenstrukturen im Gehirn“ einschliessen.                                     http://www.independent.co.uk/ 
 
 
 

Subjektive Beschwerden der Anwohner in der Umgebung des Senders 
IBB Oberlaindern: Ergebnisse der Nachstudie 
 
Autorin: Dr. phil. Tina Theml, Dipl.-Psychologin, Schlesierstr. 70, 81669 München,  
Tel.: 089/ 51997071, Fax: 089/ 51997072, E-Mail: tina.theml@gmx.de.  
Publiziert bei Gigaherz.ch, am 27.5.8  
 
Zusammenfassung: 
Im Rahmen der dargestellten Fragebogen-Nachstudie wurde der Frage nachgegangen, ob sich 
die im Jahre 2001 als erhöht erfassten Beschwerden, der nahe des Kurz- und Mittelwellen-
senders des International Broadcasting Bureau (IBB) Oberlaindern wohnenden Bürger, nach 
Stilllegung des Senders im Jahre 2003, verändert haben.  
 
Zusammenfassend zeigte sich bei der aktuellen Nachstudie im Frühjahr 2007 in der Gruppe der 
44 Personen, die erneut an der Studie teilnahmen, ein deutlicher Rückgang der mit der Be-
schwerdenliste von v. Zerssen erfassten subjektiven Beschwerden. Während im Jahre 2001 
noch über die Hälfte der 44 Personen erhöhte Beschwerden hatte, lag deren Anteil im Jahre 
2007 nur mehr bei 6,8 %. Über 80 % der 44 Teilnehmer hatten nun der Norm entsprechende 
Beschwerdenausprägungen.  
Die mittleren Gesamtbeschwerden der 44 Teilnehmer Oberlainderns, die im Jahre 2001 im Ver-
gleich zur Eichstichprobe noch deutlich erhöht waren, lagen im Jahre 2007 im unauffälligen und 
mit der Eichstichprobe übereinstimmenden Normbereich. Der Rückgang der Beschwerden von 
2001 zu 2007 war dabei statistisch signifikant.  
Während im Frühjahr 2001 vor allem die Items zu Schlafstörungen, Nacken-/Schulterschmerzen 
und Energielosigkeit überdurchschnittliche Ausprägungen anzeigten und Konzentrationsschwä-
che und Taubheit in Händen/Füßen grenzwertig erhöht waren, entsprachen im Frühjahr 2007 alle 
Beschwerden den Erwartungswerten aus der Eichstichprobe.  
 
Der zeitliche Zusammenhang des Beschwerderückgangs mit der Stilllegung des Senders 
legt eine kausale Beziehung zwischen Senderaktivitä t und Beschwerden nahe. Andere be-
deutsame Ursachen für den Rückgang der Beschwerden wurden nicht identifiziert.  
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Mitteilung der Redaktion:  
Der obige Beitrag ist als Wissenschaftlicher Originalbeitrag gekennzeichnet und unterlag einem 
speziellen Peer-Review-Verfahren unter Beteiligung des Wissenschaftlichen Beirats. Eingang: 
19.10.2007.  Annahme des revidierten Manuscripts: 22.11.2007  
 
Abstract  
Health complaints of the residents of the broadcasting transmitters in Oberlaindern: Results of 
the follow-up study  
The follow-up study refers to the question, which course the health complaints of the residents of 
the former short-wave transmitters and medium wave transmitter in Oberlaindern / Bavaria have 
taken, since the transmitters were decommissioned in 2003. Physical and mental well-being was 
measured using a standardised and validated questionnaire (the "Beschwerdenliste" by v. 
Zerssen). The follow-up study revealed a significant decrease of health complaints in the 44 
residents, who took part in the study both in 2001 and in 2007. While in 2001 more than half of 
the study participants had considerably increased health complaints in comparison to the norm 
sample, in 2007 only 6.8 % of the participants still had increased complaints. The decrease of the 
health complaints from 2001 to 2007 was statistically significant. While in 2001 sleep 
disturbances, pain of the back of the neck or shoulders, lack of energy, lack of concentration and 
numbness in hands or feet were particularly increased, in 2007 all documented complaints had a 
normal level, as compared to the norm sample. umwelt medizin gesellschaft 20(4): 309-317  
 
Mitteilung der Gemeinde Valley vom 11.04.08 (Stando rtgemeinde des ehemaligen Senders) 
publiziert bei Gigaherz.ch, 27.5.08  
 
Eine neue Studie zur Wirkung von Elektrosmog - Ergebnisse der Nachstudie über subjektive 
Beschwerden der Anwohner in der Umgebung des Senders Oberlaindern des Internationalen 
Broadcasting Bureau  
 
Sehr geehrte Damen, sehr geehrte Herren,  
 
Wir freuen uns, wenn der beiliegende aktuelle Forschungsbericht Ihre Aufmerksamkeit finden 
würde. Es handelt sich um eine Vorher-Nachher-Studie zu Befindlichkeitsstörungen in der Umge-
bung eines starken Radiosenders in Oberlaindern, Gemeinde Valley.  
 
Die Daten zeigen, dass während des Senderbetriebes erhebliche Einschränkungen des 
Wohlbefindens und der Gesundheit bei den Anwohnern auftraten. Drei Jahre nach dem Abbau 
der Sendeanlagen sind die Symptome wieder auf Normalmaß zurückgegangen. Die Änderungen 
sind statistisch signifikant. Der Rückgang der Gesundheitsbeschwerden und Befindlichkeitsstö-
rungen ist erfreulich und zeigt, dass das Bemühen um die Stilllegung des Senders voll berechtigt 
war. Wir danken allen, die uns im Kampf gegen den Sendebetrieb unterstützt haben!  
Gleichwohl sind die Ergebnisse beunruhigend, weil der Sender die geltenden Grenzwerte im 
wesentlichen eingehalten hat. Diese Grenzwerte haben die Anwohner also nicht schützen kön-
nen! Der Verdacht, die Befragten hätten systematisch Symptome übertrieben, lässt sich durch 
die Daten entkräften. Die (anonymen) Angaben der Befragten sind sehr differenziert und folgen 
dem Symptomprofil der Normstichprobe. Allerdings sind die Symptome wesentlich stärker aus-
geprägt.  
Wir bedauern nach wie vor, dass staatlicherseits versäumt wurde, frühzeitig eine Langfriststudie 
über die vermutete Häufung von Krebsfällen im Senderbereich in Auftrag zu geben.  
Da es bei der Grenzwertdebatte und der Frage der Häufung von Krebsfällen um alle Bürger geht, 
hoffen wir, dass diese Studie möglichst vielen Entscheidungsträgern zugänglich gemacht wird. 
Vielleicht können Sie mit dazu beitragen. Vielen Dank!  
 
Mit freundlichen Grüssen, Gemeinde Valley  
gez. Huber Josef, 1. Bürgermeister 
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Neue Grenzwerte in Liechtenstein 
 
Eine Mitteilung des “Vereins für einen gesundheitsverträglichen Mobilfunk in Liechtenstein“,  
VGM Liechtenstein, vom 6.6.08  
 
Erklärung der Regierung gefordert  
Bei der Debatte des Umweltschutzgesetzes sah die Diskussion über die umstrittenen NIS-Grenz-
werte am 29.5.2008  noch wie eine demokratische Auseinandersetzung aus. Immer mehr sickert 
nun aber durch, dass das ein inszeniertes Theater gewesen sein könnte und ein abgekartetes 
Spiel mit absichtlicher Irreführung der Abgeordneten. Dass die Mobilfunkanbieter in einem Fo-
rumsbeitrag von sich geben, sie wären über den Landtagsbeschluss enttäuscht, passt haargenau 
zu dieser Taktik. Die Mobilfunkanbieter haben bei der Schaffung des USG ihr Ziel vollumfänglich 
erreicht. Sie reiben sich im Hintergrund die Hände, denn der Landtag hat beschlossen, dass die 
Strahlenbelastung bis Ende 2012 «im Mittel» gegenüber der heutigen Belastung um das Vier-
fache angehoben werden muss. Bezogen auf die Landesfläche, die heute im Mittel mit 0,15 V/m 
mit NIS-Strahlung belastet ist, bedeuten nämlich 0,60 V/m «im Mittel» eine Vervierfachung der 
Strahlenbelastung.  
 
Das tönt unglaublich, aber es ist so. Wie das geht? Ganz einfach! Der Landtag hat am 29. 5. 
2008 mit 15:10 Stimmen beschlossen, dass weiterhin die Grenzwerte der Schweizer NIS-
Verordnung gelten, also der Anlagegrenzwert mit 4 respektive 6 V/m. Anstatt den vom Abge-
ordneten Pepo Frick vorgeschlagenen Grenzwert von 0,40 resp. 0,60 V/m, stimmte der Landtag 
dem Gegenantrag des Abgeordneten Rudolf Lampert zu. In jenem Vorschlag gilt für die nächsten 
vier Jahre noch der heutige Grenzwert von 4-6 V/m. Ab 1.1.2013 gilt neu Art. 33a / Anlagegrenz-
werte / Absatz 4: «Inhaber einer Anlage sind verpflichtet, bis Ende 2012 im Mittel eine tatsächli-
che elektrische Feldstärke von 0.6 V/m zu erreichen»!  
Der Abgeordnete Pepo Frick wollte vor der Abstimmung wissen, was unter der Formulierung «im 
Mittel» genau zu verstehen ist, doch er erhielt keine Antwort. Die Mehrheit der Abgeordneten 
stimmte dann dem Gegenantrag des Abgeordneten Rudolf Lampert zu (15:10), der ab 2013 
keinen gesetzlichen Grenzwert mehr, dafür aber die Vervierfachung der heutigen «mittleren 
Strahlenbelastung» vorschreibt!  
Man darf sich fragen, ob es sich beim nunmehr gültigen Gesetzestext wohl um einen riesengros-
sen Formulierungs-Lapsus handelt (Art. 33a/Absatz 4). Man darf sich aber auch fragen, ob viel-
leicht die vom  Abgeordneten Rudolf Lampert inszenierten Blitzaktion im Namen der FBP/VU-
Koalition gar keine «Blitzaktion» war, sondern ein von der Mobilfunkindustrie ausgeklügeltes 
taktisches Vorgehen mit «Überraschungseffekt».  
 
Die 15 Abgeordneten stimmten dem von der VU/FBP-Koalition über Rudolf Lampert eingebrach-
ten Vorschlag wohl im festen Glauben zu, dass der Grenzwert ab 2013 auf 0,60 V/m reduziert 
werde. Dem ist aber nicht so (siehe Gesetzestext). Genau das Gegenteil ist der Fall. Der Landtag 
beschloss, dass der Grenzwert beim heutigen Anlagewert bleibt, dass  aber die «mittlere Belas-
tung» im Vergleich zu heute bis Ende 2012 vervierfacht werden muss.  
Auf die Frage an den Amtsleiter des Amtes für Umweltschutz, wie der Landtagsbeschluss mit der 
Formulierung «im Mittel» verstanden werden muss, erhielten wir folgende Antwort: «Wir können 
heute keine Interpretation einzelner Passagen machen, da müsste auf die Diskussion im Landtag 
zurückgegriffen werden. Die Regierung hat jedenfalls den Auftrag, das Nähere mit Verordnung 
zu regeln».  
 
Die mittlere Strahlenbelastung ist gemäss der Studie der Firma enorm GmbH 2005 in Liechten-
stein schon heute viel höher als anderswo. Die meisten Abgeordneten sind für die Senkung der 
Strahlenbelastung und nun erhalten die Mobilfunkanbieter den Auftrag, die «mittlere Strahlenbe-
lastung» bis Ende 2012 um Faktor vier zu erhöhen?! -  Wir verstehen das nicht und fordern 
hiermit die Regierung auf, den wahren Sachverhalt öffentlich klar zu stellen.    
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Enttäuscht über den Landtagsbeschluss    
 
Mitgeteilt von den Liechtensteinischen Mobilfunkbetreibern  
Orange, Mobilkom und Swisscom (Schweiz) am 6.6.08  
 
Die Mobilfunkanbieter Orange (Liechtenstein),Mobilkom (Liechtenstein) und Swisscom (Schweiz) 
sind über die Regelungen des neuen Umweltschutzgesetzes, welche den Mobilfunk betreffen, 
enttäuscht. De facto hat der Landtag eine wesentliche Verschärfung der Grenzwerte um den 
Faktor 10 per Ende 2012 beschlossen, obwohl dafür aus wissenschaftlicher Sicht keine Notwen-
digkeit besteht.  
Mehrmals haben die Mobilfunkanbieter die behördlichen und politischen Entscheidungsträger 
darauf aufmerksam gemacht, dass Liechtensteins Finanz- und Industrieplatz, wie auch die pri-
vaten Kunden einen legitimen Anspruch auf modernste Kommunikationsmittel haben. Unter die-
sen neuen Bedingungen können diese nicht mehr garantiert werden. Auch notwendige Investi-
tionen in den Netzausbau sind unter diesen Rahmenbedingungen fraglich. Es irritiert auch, dass 
ein solcher Entscheid getroffen wurde, obwohl der Regierung mehrere unabhängige Expertisen 
vorlagen, die alle zum selben Resultat gelangten: Bei Grenzwerten von 0.6V/m ist eine befriedi-
gende Versorgungsqualität nur zu erlangen, wenn massiv mehr Basisstationen erstellt würden. 
Experten rechnen konkret mit einer Verzehnfachung der Basisstationen (Antennenmasten).     
Die Mobilfunkbetreiber können sich zurzeit noch nicht konkreter über die Folgen des neuen Um-
weltschutzgesetzes äussern, zumal die entsprechende Verordnung mit den Detailregelungen von 
der Regierung noch ausgearbeitet werden muss.  
 
Anmerkung von Gigaherz: 
Gigaherz nominiert hiermit die Liechtensteinischen Mobilfunkbetreiber für den “Oskar für die 
grösste Scheinheiligkeit“.  
 
 

Todsichere Informationen vom Schweizer Fernsehen 
 
In der Sendung PULS vom 2.6.08 strahlte das Schweizer Fernsehen eine gezielte Falschinfor-
mation aus, welche für einen Teil der Bevölkerung tödlich enden könnte.  
 
Im O-Ton:  
Zwei Wiener Studien, die in den letzten drei Jahren für Schlagzeilen gesorgt haben, sind ge-
fälscht. Eine Laborantin der Universität Wien hat reihenweise Daten erfunden. Jetzt hat eine Un-
tersuchungskommission der Universität Wien die Fälschungen aufgedeckt. Die Studien behaup-
teten, Handystrahlung schädige das Erbgut und verursache eventuell Krebs. Beweise dafür gibt 
es also keine. Dass Handystrahlung völlig harmlos ist, wurde allerdings auch noch nicht bewie-
sen. Ende O-Ton  
Als Quelle gibt die PULS-Redaktion eine Medienmitteilung der Medizinischen Universität Wien 
vom 23.5 2008 an. Die Ausstrahlung erfolgte offensichtlich ohne jede Rückfrage, weder bei der 
beschuldigten Labortechnikerin, noch bei den beschuldigten Studienleitern. Diese wehren sich 
nun mit einer eigenen Pressemitteilung.  
 
Laborantin bestreitet Fälschung von UMTS-Daten  
Labortechnikerin bestreitet Vorwürfe - Leitung der Medizinischen Universität Wien verstrickt sich 
in Widersprüche. 01.06.2008 d-f  
 
Die vom Rektor der Medizinischen Universität Wien zusammengesetzte Kommission für Wissen-
schaftsethik kam, ohne Prüfung der Daten oder Anhörung von Prof. Rüdiger, zu dem Schluss, 
dass sämtliche zurückliegenden Publikationen, an denen die beschuldigte Laborantin beteiligt 
war, zurückzuziehen sind.  
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Dabei handelt es sich um 8 Publikationen, bei denen die beschuldigte Mitarbeiterin als Co-
Autorin fungierte. Merkwürdigerweise empfiehlt die Kommission aber nur das Zurückziehen der 
Arbeiten betreffend Mobilfunk, die anderen Arbeiten wurden nicht einmal erwähnt.  
 
Eine Erklärung hierfür liess sich ableiten, da nach ein paar Tagen bekannt wurde, dass der Vor-
sitzende der vom Rektor einberufenen, dreiköpfigen Kommission für Wissenschaftsethik als Ju-
rist bei einem Unternehmen der Mobilfunkindustrie beschäftigt ist.  
 
Bei einer Befragung der beschuldigten Laborantin, am 29.5.2008 durch die Professoren Rüdiger 
und Mosgöller (der Projektleiter des ATHEM Projektes, innerhalb dessen die UMTS Daten erar-
beitet wurden) erklärt diese – abweichend von der Darstellung ihres Dienstvorgesetzten, dass sie 
alle publizierten Ergebnisse unter den Bedingungen einer doppelten Verblindung erhalten habe 
und dass die Behauptung, sie habe die Codierung der Expositionskammer gekannt, erfunden ist.  
Sie habe auch niemals etwas anderes gesagt und den Dienstvorgesetzten um Richtigstellung 
seines Briefes gebeten, was ihr bereits am 22.Mai auch zugesagt worden sei. Dass die Ver-
blindung tatsächlich wie vorgesehen eingehalten worden ist, kann auch aus den schriftlichen 
Protokollen der Laborbesprechungen abgeleitet werden, die für die zurückliegenden 8 Jahre ge-
sammelt vorliegen.  
Auf Grund dieser Sachlage sind Datenmanipulationen auch bei den UMTS Ergebnissen schwer 
vorstellbar, wenn nicht unmöglich. Deshalb zieht auch Prof Adlkofer, München sein Einverständ-
nis zur Retraktion dieser Publikation gegenüber dem Rektor und dem Herausgeber des Int Arch 
Occup Environ Health schriftlich zurück.   
Ende der Pressemitteilung  
 
An die Puls-Redaktion ging nun folgende Aufforderung:  
 
Sehr geehrte Puls-Redaktion, 
 
Im Auftrag des Vorstandes der Schweizerischen Interessengemeinschaft Elektrosmog-Betroffe-
ner, Gigaherz.ch muss ich Sie bitten, Ihre Falschmeldung vom 2.6.08, wonach 2 Studien über 
Erbgutveränderungen infolge Handybenutzung gefälscht worden seien, in der nächsten Sendung 
vom 9.5.08 klar und deutlich zu widerrufen.  
Die Medienmitteilung, auf welche Sie sich stützen, ist ein reines Phantasie- oder besser gesagt 
ein Lügenkonstrukt eines Anwaltes der Mobilfunkindustrie und wiederspiegelt die kriminellen Me-
thoden, zu  welchen die Mobilfunkgesellschaften zur Zeit greifen müssen.  
Wir von Gigaherz.ch sind zutiefst empört, dass es möglich ist, dass Falschmeldungen solchen 
Formates über einen Schweizer Fernsehkanal, ohne jede Rückfrage bei den Beschuldigten aus-
gestrahlt werden können.  
 
Ich hoffe deshalb, dass es Ihnen möglich sein wird, die Angelegenheit vor der Kamera entspre-
chend richtigzustellen, ohne dass wir zum Mittel der Konzessionsbeschwerde greifen müssen.   
Für Rückfragen steht Ihnen Prof. Dr. Hugo Rüdiger sicher gerne Rede und Antwort.  (e-mail 
Adresse wurde beigefügt)  
 
Mit freundlichen Grüssen, Gigaherz.ch, Hans-U. Jakob (Präsident)  
 
Anmerkung: Die Redaktion Puls hat auf diese Aufforderung überhaupt nicht reagiert. Eine ent-
sprechende Konzessionsbeschwerde wurde deshalb eingereicht, welche von der Ombudsstelle 
auch angenommen wurde. Eine Untersuchung wurde eingeleitet und läuft zur Zeit. Die Redaktion 
Puls wird uns sehr genau erklären müssen, auf wessen Geheiss diese Falschinformation ausge-
strahlt wurde und ob die Sendung Puls möglicherweise gar von einem Mobilfunkbetreiber ge-
sponsert wird.  
Wundern tut uns zur Zeit nämlich gar nichts mehr.   
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Neuer Skandal-Bericht zum QS-System 
 
Ende Mai 08 ist der vom Bundesgericht auf Ende Dezember 07 verlangte Bericht zur Brauchbar-
keit des QS-Systems endlich erschienen und kann heruntergeladen werden auf http://www. 
umwelt-schweiz.ch/elektrosmog. 40 Seiten pdf. Die QS-Systeme sind laut vorliegendem Bericht 
nicht nur ungenügend, sondern unbrauchbar.  
Der Bericht wurde von den Erfindern des Systems BAFU, BAKOM, BECO und den 
Lufthygieneämtern Basel und Zug selbst verfasst und hat deshalb den Status einer reinen Partei-
behauptung. Die ausgewerteten Daten stammen von 21 Kantonalen Umweltschutzämtern. Nicht 
mitgemacht haben die Kantone FR, GE, GL, JU und VD.  
 
Unterlassene Frage- und Untersuchungspflicht  
Bis dato haben sämtliche Gerichtsinstanzen der Schweiz den Einsprechern und Beschwerdefüh-
rern einen Augenschein bei den Kantonalen Umweltschutzämtern und in den Steuerzentralen der 
Mobilfunkbetreiber verweigert. Was einer Verweigerung des rechtlichen Gehörs und einer unter-
lassenen richterlichen Untersuchungs- und Fragepflicht gleichkommt.  
Beim Studium des zitierten Berichtes wird sofort klar, warum die Gerichte von einem Augen-
schein nichts wissen wollten, beharrten sie doch stets auf dem Standpunkt, die Kantonalen Um-
weltschutzämter hätten Onlinezugriff auf Datenbanken des BAKOM, welche eine lückenlose, 
durch Mobilfunkbetreiber unbemerkte Kontrolle ermöglichen würde.  
Der Bericht bestätigt nun eindrücklich, dass diese Darstellung ins Reich der Phantasie gehört. 
Die BAKOM-Datenbanken sind, wie stets von Gigaherz dargestellt, rein statische, das heisst 14-
täglich von Hand nachgeführte Datenbanken über Sollwerte, die mit den tatsächlichen, in den 
Steuerzentralen im Land draussen gefahrenen Istwerten, nicht das Geringste zu tun haben.  
Weiter wird im Bericht bestätigt, dass Kantonale Umweltfachstellen keinerlei Online-Zugriff auf 
die Steuerzentralen der Mobilfunkbetreiber haben und deren Kontrolle des QS-Systems nur 
durch persönliche Besuche in diesen Zentralen wahrgenommen werden könne und dass diese 
Besuche nur nach Voranmeldung erfolgen können. Diese Fakten entsprechen exakt dem, was 
Gigaherz stets kommuniziert hat, von sämtlichen Gerichtshöfen der Schweiz jedoch ignoriert, bis 
geleugnet wurde.  
 
Keine Garantie für die Bevölkerung  
Das QS verdient den Namen Qualitätssicherungssystem nach wie vor nicht und vermag die Be-
völkerung  nicht vor Überschreitung der Grenzwerte und vor allem nicht vor Überschreitung der, 
in den Standortdatenblättern deklarierten Sendeparameter, zu schützen. Untersucht für den vor-
liegenden Bericht, wurden während eines Jahres von 21 Kantonalen Umweltschutzämtern der 
Schweiz nur gerade 376 Mobilfunk-Sendeanlagen. Das wären, bei einem im Bericht behaupteten 
Gesamtbestand von 10‘128 Anlagen, gerade 3.7%. Bei den Gigaherz vorliegenden Beständen 
von 26'000 Anlagen wären es gerade mal 1.6%. Sei dem wie es wolle, die Wahrscheinlichkeit, 
dass ein Mobilfunkbetreiber beim absichtlichen Mogeln erwischt wird, reicht von äusserst gering 
bis Null.  
Die angetroffenen Missstände können daher eher als Zufallstreffer betrachtet werden.  
Von den 376 besuchten Stationen hielten 25%, die in den Standortdatenblättern deklarierten 
Sendeparameter, nicht ein. Das heisst, die Programmierung der Alarmpunkte war falsch. Die An-
wohner von Sendeanlagen haben jedoch nicht nur ein Anrecht auf eingehaltene Grenzwerte, 
sondern auf das, was ihnen in den Baueingaben (Standortdatenblättern) als Maximum verspro-
chen wurde.  
Von den 376 besuchten Stationen waren 8% oder 30 Stationen dermassen falsch eingestellt, 
dass ein vom QS-System unbemerktes Überfahren der Grenzwerte möglich gewesen wäre. 21% 
der entdeckten Falscheinstellungen wurden nicht innerhalb der vorgeschriebenen Frist von 24 
Stunden behoben.  
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Keine Funktionskontrollen  
Die 376 besuchten Anlagen wurden nur gerade auf ihre eingestellten Sollwert-Parameter, jedoch 
nicht auf ein Funktionieren der Alarmmeldung hin kontrolliert. Ob ein Alarm bei bewusster oder 
unbewusster Übersteuerung eines Parameters wirklich anspricht, wurde nur gerade bei jedem 
Betreiber 1mal kontrolliert. Das heisst, Funktionskontrollen wurden nur bei 4 von insgesamt 
10‘000, ev. sogar 26‘000 Anlagen durchgeführt.  
Die Kontrolle des Ansprechens von Alarmen gehört jedoch zur grundlegendsten Pflicht jedes 
Software-Ingenieurs. Wenn dies, wie hier, nur gerade bei 4 von 10'000 Anlagen durchgespielt 
wurde, muss von einer absoluten Liederlichkeit gesprochen werden. Dass dieses Durchspielen 
von Alarmen auch von den sogenannten Audit-Firmen nicht vollzogen wurde, kann aus dem 
lächerlich kleinen Zeitaufwand dieser Firmen geschlossen werden.  
 
Kabeldämpfungen nicht einbezogen  
Bei den 376 besuchten Anlagen wurden laut Bericht weder die Kabeldämpfungen nachge-
messen, noch wurde kontrolliert, ob tatsächlich die in den Standortdatenblättern deklarierte Hard-
ware (Antennenkörper) installiert waren. Gerade bei in der Software falsch eingetragenen Kabel-
dämpfungen können gravierende Fehler zu Ungunsten der Anwohner entstehen. Das heisst, es 
wird ein Nicht-Ansprechen eines Übersteuerungs-Alarms zum vorne herein einfach in Kauf ge-
nommen. 
 
Die sogenannten Auditfirmen haben total versagt 
Insgesamt 33% der von den Umweltämtern besuchten Stationen wiesen falsch eingestellte A-
larmwerte auf. Ein solch hoher Prozentsatz hätte bei pflichtgemässer und fachtechnisch durch-
geführter Auditierung auffallen müssen. Die Befürchtungen der Kritiker, dass sich bei dem un-
glaublich kleinen Zeitaufwand, welcher für die Auditierung zur Verfügung gestellt wurde, keine 
seriöse Kontrolle durchführen liess, haben sich voll bestätigt. Das Ganze wirft ein denkbar 
schlechtes Licht auf das Zertifizierungswesen und gibt allen Gerüchten, dass sich im Mobilfunk-  
bereich einfach alles kaufen liesse, erneuten Auftrieb. 
 
FAZIT:  
Der vorliegende Bericht zeigt auf, dass die Vorgaben des Bundesgerichtes an das QS-System 
bei Weitem nicht erfüllt werden. Weitere Baubewilligungen können unter solchen Umständen  
nicht mehr erteilt werden. Das Bundesgericht bemerkte einst dazu: „Sollten sich die QS-Systeme 
auch nach allfälligen Verbesserungen und Ergänzungen als ungenügend erweisen, müsste wie-
der auf die Begrenzung der Sendeleistungen und Senderichtungen durch bauliche Vorkehrungen 
zurückgekommen werden.“ Die QS-Systeme sind laut vorliegendem BAFU-Bericht nicht nur un-
genügend, sondern völlig unbrauchbar.                            Siehe auch http://www.gigaherz.ch/1293 
 
 
 

Wie die Kantonalen Umweltämter mogeln 
 
Die in verschiedenen Kantonen der Schweiz laufenden Online-Messungen von Mobilfunksendern 
vermitteln dem Betrachter ein völlig falsches, verharmlosendes Bild. Der Schlusskommentar in 
allen Medienberichten lautet stets: „Mit diesen Messungen wird einwandfrei nachgewiesen, dass 
alle gemessenen Werte weit unter dem Grenzwert liegen.“  
 
Gerade dieser Passus ist irreführend und total falsch.  
Die auf diversen Internetseiten verschiedener Kantonaler Umweltämter gezeigten Ganglinien und 
Strahlungsbilder entsprechen nicht im Entferntesten den tatsächlich vorhandenen Strahlungs-
werten.  
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Gigaherz hat sich schlau gemacht  
Die von den Umweltämtern eingesetzten Messgeräte sind allesamt zu langsam, sie erfassen nur 
gerade die Organisationskanäle, bei UMTS Pilotkanäle genannt. Der Daten- oder Gesprächs-
verkehr wird weder bei UMTS noch bei GSM erfasst. Die für Grenzwertvergleiche oder für die 
Darstellung der effektiv vorhandenen Strahlungswerte unbedingt erforderliche Hochrechnung auf 
den tatsächlich vorhandenen Strahlungswert unterbleibt.  
 
Die unterbliebene Hochrechnung  
Wird das Ergebnis (Ganglinie oder Strahlungsbild) in V/m angegeben, müsste bei GSM das 
Messresultat verdoppelt und bei UMTS verdreifacht werden. Wird das Ergebnis (Ganglinie oder 
Strahlungsbild) in W/m2 angegeben, müsste bei GSM das Messresultat vervierfacht und bei 
UMTS verzehnfacht werden.  
 
Wo wird das Messgerät platziert?  
Heisst es in der Ortsbeschreibung einfach “Helvetiaplatz“ oder “Tellstrasse“, muss angenommen 
werden, dass das Gerät, resp. die Messsonde unten auf dem Platz oder unten auf der Strasse, 
anstatt in der obersten Wohnung steht. Das hat verheerende Folgen auf das Resultat. In der Re-
gel verdoppeln sich nämlich (in V/m gemessen) die Strahlungswerte mit jedem Stockwerk. 
(Gleich Höhenzunahme, vergleiche mit dem obigen Bild).  
 
Machen wir ein Rechnungsbeispiel:  
Vom Umweltamt unten auf der Strasse angegebene GSM-Strahlung = 0.1V/m  
hochgerechnet auf tatsächlichen Gesprächsverkehr = 0.2V/m  
hochgerechnet auf tatsächlichen Wert im 1.Stock     = 0.4V/m  
hochgerechnet auf tatsächlichen Wert im 2.Stock     = 0.8V/m  
hochgerechnet auf tatsächlichen Wert im 3.Stock     = 1.6V/m  
hochgerechnet auf tatsächlichen Wert im 4.Stock     = 3.2V/m  
hochgerechnet auf tatsächlichen Wert im 5.Stock, falls vorhanden, 6.4V/m und damit 
Grenzwertüberschreitung.  
 
Dies ist nur ein Beispiel mit groben Erfahrungswerten aus unserer Messpraxis. Die Höhenzunah-
me richtet sich je nach Sichtverbindung und Entfernung zur Sendeantenne und kann erheblich 
nach unten differieren. Mit Sicherheit kann jedoch gesagt werden, dass die von den Kantonalen 
Umweltämtern dargestellten Strahlungswerte um einige Zehnerfaktoren zu tief dargestellt sind. 
 

 
Der 6. Nationale Kongress Elektrosmog-Betroffener  
 
findet am Samstag, den 25. Oktober 2008 wiederum im  Stadttheater Olten statt. 
Durchgeführt wie immer von Gigaherz.ch  
 
Eine Protestveranstaltung  
Der 6. nationale Kongress soll als Protestveranstaltung dienen, gegen Regierungen, Behörden 
und Konzerne, welche die Diskussion über das Thema Elektrosmog für beendet erklären und 
tausende von Elektrosmog-Geschädigten entweder als nicht existent oder als geistesgestört ent-
sorgen möchten.  
 
Wir bitten alle Leser, sich das Datum von Samstag, 25.Oktober in der Agenda rot 
anzustreichen.   
 
Als Referenten haben zugesagt:  
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Prof. Dr. Hugo Rüdiger, Wien  
mit dem Thema “Erbgutverändernde Wirkungen hochfrequenter elektromagnetischer Felder“  
 
Dr. med. Gerd Oberfeld, Salzburg  
mit dem Thema “EMF-Grenzwerte im Vergleich“  
 
Peter Hensinger, Stuttgart  
mit dem Thema: “Die Methoden der Manipulation“  
 
Ulrich Weiner aus dem Schwarzwald  
mit dem Thema: “Vom Handy-Dauernutzer zum Funkwellenflüchtling“  
 
Gigaherz selber 
Mit den Themen: “Der Gigaherz-Bienenversuch“ und “56 neue Hochspannungsleitungen“ 
 
Das Programm ist noch provisorischer Natur und kann aktuellen Begebenheiten noch angepasst 
werden. Die Referenten sind jedoch fest gebucht. Ausführlicher Prospekt folgt. 
 
 

Der Tagungsband zum 5. Nationalen Kongress Elektrosmog-Betroffener 
vom Nov. 2007 ist ab sofort erhältlich 
 
MA. Cindy Sage,  Co-Autorin der Bio-Initiative, aus Santa Barbara, California, stellte den Bio-Ini-
tiative-Report vor. Eine internationale Gruppe von anerkannten Wissenschaftlern fordert in ihrem 
neuen Bericht drastische Grenzwertsenkungen für elektromagnetische Felder.  
 
Dr. med. Yvonne Gilli,  Fachärztin für allgemeine Medizin aus Wil (CH) referierte über das Um-
weltmedizinisches Beratungsnetz der Ärztinnen und Ärzte für Umweltschutz. 
 
Prof. Dr. Gerhard Hacker,  Salzburger Landeskliniken (SALK) berichtete über das wissenschaft-
liche Forschungsprojekt SALK: Wirkungen von GSM-Sendeanlagen auf den Menschen.  
 
Dr. Volker Schorpp,  Physiker und Naturwissenschafter aus Bietigheim (D) widmete sich dem  
Thema Baumschäden durch chronische HF-Belastung.  
 
Dipl. Ing. Peter Schlegel  aus Esslingen (CH) Bürgerwelle Schweiz räumte mit den falschen 
Messdaten und den falschen Messmethoden der Bundesämter und gewisser “Umweltorgani-
sationen“ zu den sogenannten Energiesparlampen auf.  
 
Der Tagungsband umfasst 120 Seiten, vorwiegend Farbgrafiken und Farbkopien.  
Kosten sfr.50.- oder Euro 40.- inkl. Porto und Verpackung.  
Lieferung ins Ausland nur gegen Vorauszahlung:  
Raiffeisenbank Tägerwilen TG, Postcheckkonto 85-3043-1, BLZ:81412,  
Konto Nr. Gigaherz: 35002.19  Vermerk: Tagungsband 2007  
Bestelladresse: Erwin Bär, Hauptstrasse  14, CH-8274 Tägerwilen TG  
FAX: 071 669 11 12  oder per e-mail: erwinbaer@bluewin.ch 

 

Bis zum nächsten Rundbrief grüsst Sie der Präsident und die Vorstandsmitglieder von 
Gigaherz.CH der Schweizerischen Interessengemeinschaft Elektrosmog-Betroffener 


